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Gesg. 1914 S. 142) sagt u. a.: Ein solcher Arzt verstoÄe schwer gegen
die Pflicht gewissenhafter BerufsausÅbung, denn er kÇnne nicht absehen,
welchen Gebrauch die Hebamme von dem ihr schriftlich erteilten, emp-
fehlenden Gutachten mache und welcher Schaden durch gesundheits-
und sittenwidrige Verwendung eines solchen Apparates entstehen kÇnne.
Zumal heutzutage unterstÅtze ein derart handelnder Arzt die Neigung
weiter Volkskreise zur VerhÅtung der EmpfÉngnis in gewissenloser Weise.

Wegen Beleidigung eines Arztes wurde zutreffend ein Redakteur
verurteilt, der auf Mitteilung des Vaters eines vermeintlich falsch be-
handelten Kindes in seiner Zeitung unter der Ueberschrift Ñein Kunst-
fehlerÖ ausgefÅhrt hatte, daÄ durch falsche Érztliche Behandlung ein
junger Mann zum KrÅppel geworden sei. Das Urteil wurde vom Reichs-
gericht bestÉtigt (IV. Strafsenat 10. Juli 1914) und dabei ausgesprochen,
daÄ schon in der Verbreitung eines beleidigenden GerÅchts eine Åble
Nachrede erblickt werden kÇnne.

In der Frage, ob ein in Deutschland nicht approbierter Heilkundiger
berechtigt sei, sich den Titel Arzt, Zahnarzt ete. mit einem Zusatze, der
auf seine Approbation im Auslande hinweise, beizulegen, hÉlt das Kammer-
gericht im Gegensatz zum Reichsgericht an der von ihm wiederholt ver-
tretenen Anschauung fest, daÄ ein derartiger Zusatz nicht straflos machen
kÇnne; $ 147 Gew.O. schÅtze den Arzttitel absolut, und niemand dÅrfe
sich in Deutschland Ü sei es auch mit einem auf die auslÉndische Appro-
bation hinweisenden Zusatz Ü Arzt nennen, ohne dort approbiert zu sein.
Ein ÑbelgischerÖ und ein áÑrussischerÖÖ Zahnarzt wurden demgemÉÄ unter
Aufhebung des freisprechenden landgerichtlichen Urteils in Strafe ge-
nommen.
. In der D.J.Z. 1914 S. 567 hatte es Dr. Lehnsen als einen MiÄstand
bezeichnet, daÄ die ZahnÉrzte im Konkurse ihrer Schuldner nicht das
Vorrecht des $ 61 Nr.4 K.O.in Anspruch nehmen dÅrften. Mit zutreffenden
AusfÅhrungen tritt Amtsrichter Dr. Stepp in der Leipz. Zschr. fÅr Deut-
sches Recht 1914 S. 1841 dieser Anschauung entgegen und weist nach,
daÄ aus der Verschiedenheit in der Ausdrucksweise des $ 29 Abs. 1 Gew.O.
und des $61 Nr. 4 K.O. nicht geschlossen werde dÅrfe, daÄ die ZahnÉrzte
nicht unter $ 61 Nr. 4 K.O. fielen. Entscheidend sei die Approbation,
und wer diese habe, sei als ÑÑArztÖ im Sinne der letztgenannten Gesetzes-
bestimmung zu betrachten. Die Theorie scheint fast durchweg diesen
Standpunkt zu teilenàund auch die Praxis sich ihm zuzuneigen.

In der Berlin. Aerztekorr. 1914 Nr. 29 S. 147 wird unter Bezugnahme
auf einen in derselben Zeitschrift Nr. 26, 1914 erschienenen Artikel Åber
die Wahrung des Berufsgeheimnisses durch den Arzt darauf aufmerk-
sam gemacht, daÄ auch da, wo der Patient den Arzt von der Schweige-
pflicht entbunden habe, der Arzt immer noch eine gewisse Vorsicht be-
wahren und sich fragen mÅsse, ob der Patient sich der Tragweite seiner
Zustimmung hinreichend bewuÄt gewesen sei und daÄ er nÇtigenfalls
den Patienten entsprechend aufklÉren zu habe. Ob eine derartige all-
gemeine Verpflichtung aufgestellt werden kann, erscheint zweifelhaft,
jedenfalls aber empfiehlt es sich fÅr den Arzt, die Erlaubnis des Patienten
stets mÇglichst einschrÉnkend auszulegen und in ZweifelsfÉllen sich immer
erst zu vergewissern, wie weit der Patient ihn von der Schweigepflicht
entbinden wollte.

Ist es eine unbefugte Offenbarung eines anvertrauten Berufs-
geheimnisses, wenn ein zum Offenbarungseid geladener Arzt (z. B.
ein Spezialarzt fÅr Syphilis) die Namen seiner ihm Honorar schuldenden
Patienten in das dem Gericht vorzulegende VermÇgensverzeichnis auf-
nimmt? Die Frage wird in der D.J.Z. 1914 S. 822 von Amtsrichter
Dr. Schubert bejaht, daselbst S. 990 von Geheimrat Dr. Gumbinner
verneint. Schubert glaubt, daÄ in der hier vorliegenden Kollision
zwischen der Geheimhaltungspflicht gegenÅber dem Kranken und der
Offenbarungspflicht gegenÅber dem GlÉubiger die erstere Åberwiege. DaÄ
der Arzt eine Honorarforderung einklagen und dabei den Namen des
Patienten kundgeben dÅrfe, stehe dieser Anschauung nicht entgegen,
denn die Einklagung werde in der Regel nur gegen sÉumige Schuldner
erfolgen, die sich das Bekanntwerden ihres Namens dann selbst zuzu-
schreiben hÉtten; beim Offenbarungseid werde aber jeder schuldende
Kranke ohne seinen Willen getroffen. Gumbinner weist darauf hin,
daÄ, so gut der Arzt eine Honorarforderung unter Preisgabe des Namens
des Patienten einklagen oder abtreten dÅrfe Ü wobei er nach $ 402 BGB.
verpflichtet sei, dem Zessionar die nÇtigen AufschlÅsse zu erteilen Ü,
sei er auch berechtigt, die Nanâen des Patienten in das VermÇgenszeugnis
aufzunehmen. Die Entscheidung der Frage ist keineswegs unzweifelhaft,
ich mÇchte aber doch im Endergebnis Gumbinner beitreten. FÅr den
Arzt bestand auf der einen Seite die durch das Gesetz ($ 300 StGB.)
anerkannte Berufspflicht, zu schweigen, auf der anderen die gesetzliche
Pflicht zu reden, nÉmlich im Offenbarungseidverfahren seine AuÄen-
stÉnde bekannt zu geben. Besteht eine solche gesetzliche Redepflicht,
so wird man dem Arzte nicht das Recht zugestehen kÇnnen, sich ihr durch
Berufung auf seine Schweigepflicht zu entziehen, jedenfalls aber braucht
er nicht zu fÅrchten, daÄ er, wenn er seiner Redepflicht folgt, sich aus
$ 300 StGB. strafbar macht, da unter allen UmstÉnden in einem solchen
Falle der innere Tatbestand fehlen wÅrde. (Vgl. auch RGSt. 38, 65;
R.GZ. 53, 317. Ü Nach einem Urteil des RG. vom 12. Mai 1914 (IV. Straf-
senat 36/1914) kÇnnen Aussagen, die eine Hebamme als Zeugin vor

Gericht macht, nie unter $ 300 StGB. fallen, da der Hebamme nicht wie
dem Arzte das Recht zur Zeugnisverweigerung zusteht, sie vielmehr aus-
sagen muÄ, auch wenn sie von der Anvertrauenden von der Geheim-
haltungspflicht nicht entbunden ist. Nach dieser BegrÅndung muÄ wohl
angenommen werden, daÄ der Senat die von mir gegenÅber der gemeinen
Meinung wiederholt auch in dieser Wochenschrift vertretene Anschauung
teilt, daÄ der Arzt, eben weil er ein Schweigerecht hat, durch ungeeignete
AuÄerachtlassung desselben sich auch bei zeugschaftlicher Vernehmung
vor Gericht der Straftat nach $ 300 StGB. schuldig machen kann.

Zwei Urteile, die sich mit der vertragsmÉÄigen und gesetzlichen
Haftung des Arztes fÅr Kunstfehler beschÉftigen, seien hier mitgeteilt.
Im einen Falle hatte der Arzt, zu einem an starkem Nasenbluten leidenden
Khaben gerÅfen, das Innere der Nase mittels eines mit Watte um-
wickelten und in TrichloressigsÉure getauchten Streichholzes bestrichen.
Infolge der Behandlung wuchs die Nase nach und nach zu, das Kind
muÄte nach mehreren Monaten operiert werden. Ü Eine Nachbehand-
lung nach dem Bestreichen der Nase hatte der Arzt nicht eintreten
lassen, vielmehr nur die Weisung erteilt, ihn bei Gefahr sofort zu rufen.
Der vom Vater des Kindes gegen den Arzt erhobenen Ersatzklage wurde
in drei Instanzen stattgegeben (R. G. IH. Z. S. 19. Juni 1914). Die
FahrlÉssigkeit des Arztes wurde darin gefunden, daÄ er, obwohl ihm
die durch die Behandlung mit SÉure hervorgerufene Anschwellungs-
gefahr bekannt war, es unterlassen hatte, die behandelte Stelle wieder-
holt zu untersuchen. Die gelegentliche Erkundigung und die Anweisung,
ihn bei Gefahr sofort zu rufen, seien unzureichend gewesen.

Im andern Falle hatte der Arzt nach einer Unterleibsoperation
der noch in der Narkose liegenden Kranken einen HeiÄluftapparat
zur ErwÉrmung des behandelten KÇrperteils aufgelegt und dann die
Kranke auf einige Zeit verlassen. Entweder infolge unrichtiger An-
stellung des Apparats oder infolge der zu groÄen Hitze, oder weil durch
eine bei Nachlassen der Narkose zeitweise eintretende Bewegung der
Kranken die Lage des Apparats geÉndert wurde, geriet das Polster
der Matratze in Brand, die Kranke erlitt schwere Brandwunden. Auch
ihrer Ersatzklage wurde stattgegeben. (R. G. III. Z. S. 19. Juni 1914.)
Der Arzt durfte die noch in der Narkose liegende Kranke nicht allein
lassen, er durfte nicht darauf trauen, daÄ auf dem zum erstenmal von
ihm benutzten Apparat stand: áganz ungefÉhrlichä und muÄte mit
der MÇglichkeit rechnen, daÄ bei nachlassender Narkose die Kranke
sich bewege.

Meine AusfÅhrungen in Nr. 12 1914 Öder Leipziger Zeitschrift fÅr
Deutsches Recht, in denen ich die strafrechtliche Verantwortung des
Arztes bei operativen Eingriffen nach geltendem und kÅnftigem Deut-
schen Strafrechte behandelt habe (siehe D. m. W. 1914 Nr. 27/28),
gaben Reichsgerichtsrat Galli Veranlassung, in derselben Zeitschrift
Nr. 16/17 und 18 Bedenken dagegen zu erheben, daÄ nach dem Straf-
gesetzentwurfe die Nothilfe des Arztes nur dann straflos sein solle,
wenn sie nicht gegen den Willen des Kranken geleistet werde. Galli
meint, die Strafrechtskommission habe hier auf das nicht erwogene
Gebiet der Rettung eines SelbstmÇrders folgenschwer hinÅbergegriffen,
denn nach dieser Bestimmung mache sich der Arzt strafbar, der einen
SelbstmÇrder gegen dessen Willen am Leben erhalte, und ebenso der
Arzt, der durch sofortiges Eingreifen verhindere, daÄ jemand sich durch
VerstÅmmelung fÅr den Wehrdienst untauglich mache. Es ist zuzu-
geben, daÄ durch eine Bestimmung, wonach nur die nicht gegen den
Willen des Kranken geleistete Nothilfe straflos sein soll, die Berufung
des Arztes auf Nothilfe stark eingeschrÉnkt wird; warum dies geschah,
wird spÉterer ErÇrterung vorzubehalten sein; die BefÅrchtungen Gallis
treffen jedoch nicht zu, denn wie ich in der Leipziger Zeitschrift 1914
Nr. 20 'S. 1703 nachgewiesen habe, kann, wenn zur Straflosigkeit der
Nothilfe ein Handeln nicht ágegen den WillenÖ des GefÉhrdeten ver-
langt wird, damit selbstverstÉndlich nur gemeint sein ein rechtlich
beachtlicher Wille und der Wille des SelbstmÇrders, der sich gegen
seine Rettung strÉubt, der Wille des sich auf verbrecherische Weise
VerstÅmmelnden ist eben kein rechtlich beachtlicher, und der Nothilfe
leistende Arzt handelt hier nicht ágegen den WillenÖ des GefÉhrdeten
im Sinne des Gesetzes.

Ueber den Umfang der Haftung eines Anstaltsleiters fÅr den fahr-
lÉssig verschuldeten Selbstmord eines in der Anstalt untergebracht
gewesenen Melancholikers sagt ein Urteil des R. G. VI. Z. S. 22. Juni
1914 zur BegrÅndung der Abweisung des Unterhaltsanspruchs: Es
sei nicht anzunehmen, daÄ den klagenden Hinterbliebenen ein Unter-
haltsanspruch entzogen sei, denn nach Lage der Sache sei nicht sicher,
nicht einmal wahrscheinlich, daÄ der Gestorbene weiter gelebt haben
wÅrde oder daÄ er wenigstens je wieder in die Lage gekomnien wÉre,
fÅr den Unterhalt seiner Familie zu sorgen.

In der Deutschen Strafrechtszeitung 1914 S. 413 fi. befÅrwortet
Dr. Westberg de lege ferenda die Aufnahme einer Strafbestimmung
in das kÅnftige Strafgesetzbuch gegen fahrlÉssige Abtreibung, um da-
mit hauptsÉchlich dem Treiben der Kurpfuscher und gewerbsmÉÄigen
Abtreiber das Handwerk zu legen. Er will die fahrlÉssige Abtreibung
gleich der fahrlÉssigen TÇtung bestraft wissen und dabei die Verletzung
besonderer Gewerbsaufmerksamkeit im Sinne des $222 Abs. 2 StGB. schon
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dann als vorliegend erachten, wenn nichtapprobierte Krankenbehandler,
Personen weiblichen Geschlechts wegen Krankheiten, Leiden und Zu-
stÉnden an den weiblichen Geschlechtsorganen oder mit GegenstÉnden,
die zu Abtreibungszwecken geeignet sind, behandelt haben. Die Frage
der Bestrafung fahrlÉssiger Abtreibung ist durchaus diskutabel. Ob
sie gerade gegenÅber gewerbsmÉÄigen Abtreibern besonderen Wert hat,
ist zweifelhaft, denn diese handeln meist nicht fahrlÉssig, sondern vor-
sÉtzlich mit dem Willen der Abtreibung. Immerhin wÅrden, wenn der
Westbergsche Vorschlag in dieser oder jener Form Verwirklichung
fÉnde, FÉlle getroffen werden, in denen infolge pfuscherhafter Behand-
lung von Frauenleiden ein nicht gewollter, aber voraussehbarer Abort
eintritt. )

Das Landgericht Erfurt hatte einen Gesundbeter wegen BetrÅgs
verurteilt mit der Feststellung, er sei sich bewuÄt gewesen, daÄ seine
Methode Schwindel und Humbug sei. Der Antrag, angeblich geheilte
Patienten als Zeugen zu vernehmen, war abgelehnt worden, da es bei
der WÅrdigung des Wertes solcher Heilmethoden nicht auf die Ansicht
irregefÅhrter Laien, sondern lediglich auf die wissenschaftliche Fest-
stellung des medizinischen SachverstÉndigen ankomme. Das Reichsgericht
hat das Urteil bestÉtigt. (II. Strafsen. 1. Mai 1914.)

Ein Urteil des Reichsgerichts vom 19. Juni 1914 billigte die
Verurteilung eines Naturheilkundigen wegen fahrlÉssiger TÇtung, der
einer an Krebs leidenden Frau von der, wie er wuÄte, durch den Arzt
als nÇtig erklÉrten Operation abgeraten hatte. Der Einwand, durch
die spÉter vorgenommene Operation sei der Kausalzusammenhang
zwischen der FahrlÉssigkeit und dem eingetretenen Tode unterbrochen
worden, wurde als unbegrÅndet bezeichnet. :

Desgleichen wurde durch ein Urteil vom 7. Juli 1914 die Revision
eines Naturheilkundigen verworfen, der einer Frau von der Érzt-
licherseits fÅr nÇtig befundenen Auskratzung der GebÉrmutter ab-
geraten und die Frau anderweitig mit der Folge behandelt hatte, daÄ
die zurÅckgebliebene Nachgeburt faulig geworden war und der Tod
eintrat. Die FahrlÉssigkeit wurde schon darin gefunden, daÄ der An-
geklagte die Behandlung Åbernahm, obwohl er bewuÄtermaÄen die
zur Heilung eines solchen Falles erforderlichen medizinischen Kennt-
nisse nicht besaÄ.

Ein Naturheilkundiger hatte angezeigt: áGeschlechtsleiden, Harn-
und Hautleider, Syphilis ohne Quecksilber und Ehrlich-Hata voll-
stÉndig geheilt.ä Das Landgericht verurteilte ihn wegen unlauteren
Wettbewerbs, indem es in der AnkÅndigung die irrefÅhrende Behaup-
tung erblickte, der Angeklagte kÇnne alle in Frage kommenden Leiden
mittels seiner Methode stets vollstÉndig heilen und habe sie stets voll-
stÉndig geheilt. Das sei bei dieser wie bei jeder anderen Methode ganz
unmÇglich, die Angabe deshalb unwahr.

Man sieht aus diesen Beispielen, daÄ auch das geltende Recht
hinreichende MÇglichkeit bietet, dem Kurpfuschertum zu Leib zu
gehen. (SchluÄ folgt.)

Kleine Mitteilungen.

Ü Berlin. Der als WeihnachtsÅberraschung gedachte Versuch
englischer Wasserflugzeuge und TorpedobootzerstÇrer, in Cuxhaven
Vergeltung fÅr die BeschieÄung englischer KÅstenstÉdte zu Åben, ist
gÉnzlich miÄlungen. In Flandern und in Frankreich wogt der Kampf
hin und her, ohne daÄ auf einer Seite wesentliche Erfolge errungen
werden konnten. Auch in Polen ist eine bemerkenswerte Verschiebung
der Schlachtlinien nicht eingetreten. Ü Im ganzen beherbergt Deutsch-
land rund 600000 Kriegsgefangene. Diese groÄe Zahl unfreiwilliger
Mitesser muÄ uns bei unserem beschrÉnkten Nahrungsmittelvorrat
wenig willkommen sein. Der in einer hiesigen Zeitung verÇffentlichte
Vorschlag, kriegsuntaugliche Gefangene in ihre Heimat abzuschieben,
verdient trotz mancher Bedenken ernsthafte PrÅfung. J. S.

Ü Wie in Amerika, so hat sich auch in der Schweiz wiederholt
ein erfreulicher Umschwung der Çffentlichen Meinung zugunsten der
deutschen KriegfÅhrung gezeigt. Hiervon gibt auch folgende Zeitungs-
notiz Kunde: Das PressebÅro des schweizerischen Armee-
stabes plant aus AnlaÄ der leichtfertigen Verbreitung von GerÅchten
Åber angebliche Greueltaten deutscher Truppen durch schwei-
zerische BÅrger eine vorlÉufige Untersuchung auf Grund der MilitÉr-
strafprozeÄordnung und zitiert dabei eine bundesrÉtliche Verordnung
vom 10. August 1914, die fÅr derartige FÉlle eine Bestrafung vorsieht.
Das PressebÅro fÅhrt zwei Beispiele an, unter diesen das GerÅcht,
deutsche Schwestern des Roten Kreuzes hÉtten Verwundeten Gift an-
statt Serum eingeimpft. Dies GerÅcht habe sich, wie die anderen, als
gÉnzlich haltlos herausgestellt. Die Mitteilung schlieÄt: Ohne aus der
Reserve der NeutralitÉt herauszutreten, kann die MilitÉrbehÇrde nicht

umhin, angesichts so lehrreicher Beispiele der Presse und der BevÇlkerung
klarzulegen, gegen solche Sensationsberichte auf der Hut zu sein. Die

geistige Wappnung gegen tendenziÇse Beeinflussung gehÇre mit zu den

Aufgaben der NeutralitÉt. :
Ü Die Begleitung von LazarettzÅgenist entsprechend der

hier in Nr. 46 S. 1967 gegebenen Anregung vom Hamburger Medizinal-

amt geregelt. Bei ihm haben sich die betr. Aerzte zu melden. GewÉhrt
wird freie Fahrt und Verpflegung, das Rote Kreuz Åbernimmt die Ver-
sicherung der Fahrtteilnehmer; 'Tagegelder oder sonstige BezÅge werden
nicht gezahlt. Jede Reise dauert 8Ü-10 Tage; Vormerkungen fÅr spÉtere
Wochen sind mÇglich. ErwÅnscht ist Teilnahme an mehreren Reisen. Ü
Diese Einrichtung ist namentlich wegen der kurzen Verpflichtungsdauer
sehr zu begrÅÄen. Eine Verpflichtung auf drei Monate ist selbst bei
einem Tagegeld von 20 M fÅr viele undurchfÅhrbar.

Ü Infolge Einberufung einer groÄen Zahl von Assistenten und in-
folge Angliederung von Kriegslazaretten mit betrÉchtlicher Bettenzahl hat
sich ein Mangel an Aerzten in den Krankenanstalten der Stadt
Berlin fÅhlbar gemacht, der durch die Einstellung von Assistenten nicht
beseitigt werden kann. Die freien Stellen sollen durch niedergelassene
Aerzte des Kammerbezirks besetzt werden, mit der MaÄgabe, daÄ sie
einen zusammen etwa sechsstÅndigen Dienst im Krankenhause ver-
sehen, im Åbrigen aber in der AusÅbung ihrer Privatpraxis nicht beschrÉnkt
sind und nachts in ihrer Behausung sich aufhalten, auch ihre Verpflegung
selbst besorgen. Ueber die Verteilung der Dienststunden, die etwaige
Verlegung der Sprechstunden etc. wird eine Vereinbarung mit den Ab-
teilungsvorstehern der KrankenhÉuser zu treffen sein. Als Tages-
vergÅtung ist ein Satz von 15 M, bestimmt. Auf eine von der Berlin-
Brandenburger Aerztekammer an die Aerzte ihres Bezirks gerichtete
Aufforderung haben sich mehr als 300 gemeldet.

Ü Benachrichtigung von AngehÇrigen und Truppen-
teilen bei Aufnahme in Reservelazarette. Den Reserve- usw.
Lazaretten des Heimatsgebiets sind besondere Feldpostkarten zur Be-
nachrichtigung von AngehÇrigen und Truppenteilen Åberwiesen worden.
Jeder Verwundete und Kranke hat unmittelbar nach seiner Einlieferung
zwei dieser vorher von der Lazarettverwaltung mit der genauen Bezeich-
nung des Reservelazaretts zu versehenden Feldpostkarten auszufÅllen
und je eine an seine AngehÇrigen und an seinen Truppenteil abzusenden.
Wenn die Verwundeten selbst dazu nicht imstande sind, so hat das
Reservelazarett die AusfÅllung ete. zu vermitteln.

Ü Weiterzahlung der FamilienunterstÅtzungen bei Ver-
wundung und Krankheit. Die Gemeinden sind von der zustÉndigen
Stelle auf die Bestimmungen des 4. Absatzes im $ 10 des Gesetzes hin-
gewiesen, wonach die UnterstÅtzungen dadurch nicht unterbrochen
werden, daÄ die Diensttuenden als krank oder verwundet zeitweilig
in die Heimat beurlaubt worden sind. Handelt es sich um Kriàgs-
teilnehmer, die nicht wieder felddienstfÉhig geworden sind, so unter-
liegt es keinem Bedenken, die FamilienunterstÅtzung im Falle des
BedÅrfnisses so lange weiterzahlen zu lassen, bis sie in den GenuÄ
einer MilitÉrrente treten, d. h. bis zu dem Zeitpunkte, zu dem sie
den ersten Betrag der MilitÉrrente tatsÉchlich abheben. In gleicher
Weise sollen auch den Hinterbliebenen der im Kriege Gefallenen
oder infolge einer Verwundung oder KriegsdienstbeschÉdigung Ver-
storbenen die KriegsfamilienunterstÅtzungen weiter gewÉhrt werden,
bis die Bewilligungen auf Grund des MilitÉrhinterbliebenengesetzes tat-
sÉchlich zur Hebung gelangen. Bei einer verspÉteten Zahlung der MilitÉr-
bezÅge soll von einer RÅckforderung der FamilienunterstÅtzungen ab-
gesehen werden. N

Ü FahrpreisermÉÄigungen fÅr AngehÇrige von Kriegern.
Den AngehÇrigen verwundeter oder kranker Krieger sind auf den deut-
schen und Çsterreichisch-ungarischen Eisenbahnen FahrpreisermÉÄigungen
zugestanden worden. Zum Besuche der in Deutschland oder Oester-
reâch in Érztlicher Pflege befindlichen Krieger ist ihnen die BefÇrderung
zum halben Fahrpreise in II./IV. Klasse zugebilligt worden, sofern
die Reisestrecke mindestens 50 km lang ist. Jetzt hat Minister v. Breiten-
bach angeordnet, daÄ die gleiche VergÅnstigung den AngehÇrigen auch
beiReisen zuBeerdigungen verstorbener Krieger gewÉhrt werden soll. Als
AngehÇrige gelten Eltern, Kinder, Geschwister, Ehefrau und Verlobte.
Zwei Kinder vom vollendeten vierten bis zehnten Lebensjahre werden
fÅr eine Person gerechnet. Die Fahrkarten zum halben Preise werden
von den Fahrkartenausgaben auf Grund ortspolizeilicher Ausweise ver-
abfolgt. Endlich ist die Tarifbestimmung, nach welcher auch die Be-
gleiter mittelloser Kranker und anderer hilfsbedÅrftiger Personen zum
halben Fahrpreis befÇrdert werden mÅssen, auf die Begleiter der nach
Kurorten reisenden Kriegsteilnehmer ausgedehnt worden.

Ü Ein Oberversicherungsamt in Westdeutschland hat an die
VersicherungsÉmter seines Bezirks ein Rundschreiben gerichtet, worin
mitgeteilt wird, daÄ die Kreis- und GerichtsÉrzte aufgefordert worden
sind, in der Aerzteschaft dahin zu wirken, daÄ bei den Kranken-
kassen englische und franzÇsische Arzneizubereitungen
nicht mehr zur Anwendung gelangen. Von seiten mehrerer Apo-
thekerkammern wurden auch die Apotheker bereits aufgefordert, solche
SpezialitÉten des feindlichen Auslandes nicht mehr zu fÅhren.

Ü In einer trefflichen, der LektÅre der Kollegen sehr emp-
fohlenen Abhandlung Åber ádie sozialistischen Errungenschaften
der KriegszeitÖÖ (Verlag von Landgraf & Co., Chemnitz, 0,15 M),
hebt Rechtsanwalt Dr. H. Heinemann (Berlin), der unseren Lesern

ist, zwar in erster Linie den vielfÉltigen Gewinn, den die Arbeiter-
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